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Interview | Karin Pece vom FrauenNetzwerk Oberwallis zu den Gründen der Aktion im Saal der verlorenen Schritte

«Wir wollen in der Politik 
keine Lückenbüsserinnen sein»
Karin Pece, die Gleichstel-
lung von Mann und Frau ist
in der Schweiz gesetzlich
vorgeschrieben. Braucht es
solche Aktionen wie hier
im Foyer des Grossen Rats
überhaupt?
«Es gibt noch grosse Ungleich-
heiten zwischen Mann und
Frau in Familie, Wirtschaft, Po-
litik, Partnerschaft und Bil-
dung. Schauen Sie nur in den
Grossen Rat, hier sitzen ledig-
lich 25 Politikerinnen gegen-
über 105 Politikern. Deshalb
braucht es solche Aktionen für
die Anliegen der Frau, ja.»

Sie sprechen bewusst nicht
von einer Protestaktion,
sondern von einer Aktion
für die Sensibilisierung der
Politiker. Weshalb?
«Bei den Gemeinderatswahlen
2016 erreichten die Frauen ei-
nen Anteil von knapp 20 Pro-
zent. Im Oberwallis stehen le-
diglich fünf Frauen einer Ge-
meinde vor. Im Grossen Rat ist
der Anteil der Frauen ebenfalls
bei knapp 20 Prozent. Der An-
teil aus dem Oberwallis beträgt
gar nur fünf Prozent. Auf diese
Fakten wollen wir hinweisen.»

Die sind doch hinlänglich
bekannt. Was verlangen
Sie konkret von den
Walliser Parlamenta-
riern?
«Das FrauenNetz-
werk Oberwallis
verlangt, dass der
Frau Platz einge-
räumt wird.
Vom traditio-
nell überholten
Frauenbild
‹Frau-zu-Hau-
se-am-Herd›
müssen wir
definitiv ab-
rücken. Des-
wegen

suchen wir den Dialog mit Män-
nern, die aktiv in der Politik ver-
treten sind.»

Aber wie wollen Sie Än -
derungen herbeiführen?
«Es geht grundsätzlich darum,
die Strukturen zu ändern. Die
Frauen sind ja ebenso gut ausge-
bildet wie die Männer, haben
aber oft trotzdem das Nachse-
hen. Sie werden zu oft noch be-
lächelt. Es geht ja nicht nur um
die Besetzung von politischen
Ämtern, sondern auch um die
Kaderpositionen in der Wirt-
schaft. Frauen müssen heutzu-
tage noch immer mehr kämp-
fen, um das Gleiche zu errei-
chen wie ein Mann.»

Haben Sie eine Lösung
 parat, um mehr Frauen an
die Macht zu bringen?
«Nein, wir haben keine Lösung
parat. Es gilt, dieses schweizwei-
te Problem gemeinsam anzupa-
cken. Es findet ja ein Wandel
statt, doch sind die Frauenantei-
le in Politik und Wirtschaft
eher wieder rückläufig in den
letzten Jahren.»

Ihr Appell richtet sich auch
an die Medien-
schaffenden.

Weshalb?

«Es geht darum, dass vermehrt
Frauen abgebildet werden. So-
wohl in Wort wie in Bild. Eine
Untersuchung der eidgenössi-
schen Frauenkommission hat
gezeigt, dass bei gleichen Anlie-
gen mehr Männer von den Me-
dien berücksichtigt werden als
Frauen.» 

«Vielleicht
braucht es die-
sen Druck von
Quoten bei der
Hinterlegung
der Listen, um
unsere Anliegen
durchzusetzen»

Karin Pece
Geschäftsleiterin freuw

75 Prozent der Mütter im
Wallis sind bereits erwerbs-
tätig. Da ist der Kanton gut
unterwegs, nicht?

«Gemäss vielen Eltern fehlt das
Angebot des Mittagstischs und
der nachschulischen Betreu-
ung für Schulkinder vor allem
in kleineren Gemeinden. Da
müssen wir dranbleiben. Es
muss für alle Familien ein be-
zahlbares Angebot geschaffen
werden.» 

Immer mehr junge Männer
wünschten sich, nur noch
Teilzeit zu arbeiten. An der
Bereitschaft der Männer
scheint das Problem der
Ungleichstellung also nicht
zu liegen?
«Es gibt sehr erfreuliche Ten-
denzen. Die Wirtschaft bietet
aber nach wie vor kaum Teil-
zeitstellen für Männer an. In
vielen Betrieben ist das nicht er-
wünscht, für Männer in Kader-
positionen oft gar nicht erlaubt.
Trotz modernster Techniken
und Möglichkeiten, zu Hause
zu arbeiten, wird dies von Ar-
beitgebern nicht toleriert.» 

Doch zurück zur Politik.
Was sagen Sie zum Vor-

schlag von Staatsrätin
 Esther Waeber-Kalbermat-
ten, bereits bei der Hinter-
legung der Listen etwa für
die Grossratswahlen eine
Quote von 40 Prozent fest-
zulegen?
«Das würden wir durchaus be-
fürworten. Reine Männerlisten
müssen aufhören. Vielleicht
braucht es gerade diesen Druck,
um etwas anzustossen oder zu
verändern. Wir müssen uns si-
cher überlegen, wie Frauen sich
aufbauen für wichtige Ämter.»

Sie sind selber politisch
nicht aktiv und haben es
ausgeschlagen, auf einer
Liste für die Wahlen 2016
zu kandidieren. Müssten
Sie und die Vertreterinnen
des Netzwerks nicht mit gu-
tem Beispiel vorangehen?
«Der Zeitpunkt der Anfrage hat
nicht gepasst, die Anfrage kam
reichlich spät. Wir wollen keine
Lückenbüsserinnen sein. Aber
grundsätzlich wollen wir uns
einsetzen und uns unserer Ver-
antwortung stellen.»

Der Zeitpunkt habe gerade
nicht gepasst, ist ein sehr
häufig gehörtes Argument.
Die Arbeit beginnt aber in
den einzelnen Gemeinden.
Wenn da keine Frauen an-
treten, wirds schwierig.
«Es gibt Beispiele von Gemein-
den, die sich sehr gut für die An-
liegen der Frau einsetzen und
dafür schauen, dass sich Politi-
kerinnen engagieren. Stalden
ist so ein Beispiel einer Gemein-
de, wie ich von meiner Kollegin
Carla Bertholjotti weiss.»

Was ziehen Sie für ein Fazit
nach dieser Aktion des
FrauenNetzwerks?
«Wir sind sehr zufrieden, wie’s
gelaufen ist. Die Aktion war ein
wichtiger Beitrag, um auf die
Anliegen der Frau aufmerksam
zu machen. Das Interesse an un-
seren Anliegen war seitens der
Parlamentarier gross. Das hat
uns gefreut. Wir wollen ja dafür
schauen, dass es Frauen wie
Männern gut geht.» 

Interview: Daniel Zumoberhaus

Gemeinsam stark. Staatsrätin Esther Waeber-Kalbermatten (ganz links) unterstützt das FrauenNetzwerk: Die Vertreterinnen 
verschiedener Institutionen übermittelten in der Eingangshalle zum Grossratssaal in Sitten ihre Anliegen. FOTO WB

SITTEN | Im Grossen Rat sind
 lediglich 25 Frauen vertreten.
Zu wenig, findet das Frauen-
Netzwerk Oberwallis. Und will
das ändern oder zumindest die
Parlamentarier sensibilisieren. 

Als Protest gegen die herrschenden
Verhältnisse verstand das Netzwerk
Oberwallis seine Aktion gestern im Ein-
gangsbereich zum Grossen Rat nicht.
Vielmehr als Sensibilisierung der Par-
lamentarier für die gegenwär tige Si-
tuation. Bei den Gemeinderatswahlen
erreichten die Frauen einen Anteil von
knapp 20 Prozent, im Grossen Rat be-
trägt der Anteil Frauen aus dem Ober-
wallis gar nur fünf Prozent. Den Gross-
und Staatsräten reichten die Frauen
neben einem roten Schokoherz einen
Fragebogen. Nach wie vor gebe es gros-
se Ungleichheiten auf verschiedens-
ten Ebenen, verdeutlichten die Vertre-
terinnen des FrauenNetzwerks. 

Sie warfen etwa die Frage auf, ob es
korrekt sei, dass Berufseinsteigerin-
nen in der Privatwirtschaft rund sie-
ben Prozent weniger als ihre männli-
chen Kollegen verdienen. Oder wie der
Einsatz seitens der Politiker aussieht,
um sich für Teilzeitstellen in der Wirt-
schaft starkzumachen. Ein Lösungs -
ansatz für das bessere Gleichgewicht
zielte auch in die Richtung, Strukturen
dafür zu schaffen, damit bei den nächs-
ten Wahlen 50 Prozent Frauen auf den
Listen vertreten sind.

«Bis eine Gleichstellung 
annähernd erreicht ist»
Ganz so weit wollte Staatsrätin Esther
Waeber-Kalbermatten nicht gehen. Sie
brachte aber am Rand der Veranstal-
tung den Ansatz ins Spiel, dass künftig
bei der Hinterlegung der Listen ein
Frauenanteil von 40 Prozent erreicht
sein muss. So liessen sich mehr Politi-
kerinnen einbinden. Der Frauenanteil

würde steigen: «Den Vorschlag der
Quoten auf den Listen sehe ich als vo-
rübergehende Lösung, bis eine Gleich-
stellung auf politischer Ebene annä-
hernd erreicht ist», so die Staatsrätin.
Dazu könnte eine gesetzliche Basis in
der anstehenden Revision der Kantons-
verfassung geschaffen werden.

Die Aktion vor Ort befand sie 
als gut: «Frauen können nicht genug
für ihre Anliegen sensibilisieren.» Mit
der rückläufigen Zahl an Oberwalliser
Grossratssitzen habe sich die Lage
nämlich gar noch zugespitzt: «Sowohl
für Männer wie auch Frauen aus dem
Oberwallis wird der Einzug ins Parla-
ment schwieriger.» 

Auch seitens der Parlamentarier
stiess die Aktion für die Anliegen der
Frau auf Wohlwollen. Wichtig sei, dass
fähige Köpfe gewählt würden und sich
Frauen zur Verfügung stellten, um po-
litische Ämter zu übernehmen, lautete
der einhellige Tenor. zum

Politik | Ansätze für die Einführung von Frauenquoten bei lokalen wie regionalen Wahlen

Eine vorübergehende Lösung 

Hingucker. Die Grossräte Martin Kalbermatter und Diego Clausen (von links)
sowie Staatsrat Frédéric Favre im Hintergrund bekunden ihr Interesse. FOTO WB


